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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Obwohl zusammen mit demjenigen Genfs als einer der letzten eingereicht, fand der
Richtplan des Kantons Jura die volle Anerkennung des Bundesrates. Es wird damit
gerechnet, das Verfahren mit der Tessiner Vorlage im Herbst nachsten Jahres
abschliessen zu kénnen. '

Wohnungsbau und -eigentum

Der Schweizerische Hauseigentimerverband zeigte sich Uber das Ja des Parlaments
zum Steuerpaket befriedigt und sistierte die geplante Lancierung eigener
Volksinitiativen im Bereich des Bausparens und der Eigenmietwertbesteuerung. Die
kantonalen Finanzdirektoren hingegen lehnten die Steuerreform ab. Einen reinen
Systemwechsel hatten sie unterstitzt, nicht jedoch das nun vorliegende Modell, das
trotz Abschaffung des Eigenmietwerts weiterhin grosszligige Abzlge fur
Unterhaltskosten und Schuldzinsen erlaubt. Die entsprechenden Steuerausfalle seien
fur die Kantone nicht tragbar. In der Folge reichten die Regierungen resp. Parlamente
von Bern, Graubilnden, Solothurn, Basel-Stadt, Glarus, Jura, Schaffhausen, Wallis,
Obwalden, Sankt Gallen und Waadt erstmals in der Geschichte des Bundesstaates ein
Kantonsreferendum ein. Da das Zustandekommen des Kantonsreferendums bis im
September unklar war, reichte ein links-grines Komitee ebenfalls das Referendum
gegen das Steuerpaket ein. ?

1) BBI, 1991, 11, S. 1612f.; Gesch.ber. 19918.160f.; NZZ, 26.6.91;
2) BBI, 2003, S. 7056 f. und 7269 f.; Presse vom 21.6., 4.7.,17.9., 256.9., 4.10., 10.10. und 28.10.03.; Presse vom 23.6.03.
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